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Titel:

Feststellung des Verlusts des Freizügigkeitsrechts bei tschechischen Staatsangehörigen 
nach Drogendelikten

Normenkette:
FreizügG/EU § 6 Abs. 1, Abs. 2, Abs. 3, § 7 Abs. 2

Leitsätze:
1. Bei der im Rahmen der Feststellung des Verlusts des Freizügigkeitsrechts vorzunehmenden 
Gefahrenprognose sind an die Wahrscheinlichkeit eines Schadenseintritts umso geringere Anforderungen 
zu stellen, je größer und folgenschwerer der möglicherweise eintretende Schaden ist, wobei dem Gewicht 
des bedrohten Rechtsguts Rechnung getragen werden muss. An eine nach dem Ausmaß des möglichen 
Schadens differenzierende hinreichende Wahrscheinlichkeit dürfen andererseits keine zu geringen 
Anforderungen gestellt werden (VGH München BeckRS 2019, 7299). (Rn. 14) (red. LS Clemens Kurzidem)
2. Bei Straftaten, die auf einer Suchterkrankung des Ausländers beruhen, kann von einem Wegfall der für 
die Verlustfeststellung erforderlichen Wiederholungsgefahr nicht ausgegangen werden, solange der 
Ausländer nicht eine Drogentherapie erfolgreich abgeschlossen und die damit verbundene Erwartung eines 
künftig drogen- und straffreien Verhaltens auch nach Therapieende glaubhaft gemacht hat. Denn solange 
sich der Ausländer nicht außerhalb des Straf- und Maßregelvollzugs bewährt hat, kann nicht mit der 
notwendigen Sicherheit auf einen dauerhaften Einstellungswandel und eine innerlich gefestigte 
Verhaltensänderung geschlossen werden, die ein Entfallen der Wiederholungsgefahr rechtfertigen würde 
(VGH München BeckRS 2019, 7299). (Rn. 14) (red. LS Clemens Kurzidem)
3. Besteht eine persönliche Beziehung eines Ausländers zu seiner Verlobten schon bei der Begehung von 
Drogenstraftaten, kann nicht davon ausgegangen werden, dass der Betroffene aufgrund dieser Beziehung 
über ein hinreichend stabiles soziales Umfeld verfügt, das weitere Drogenstraftaten ausschließen würde. 
(Rn. 17) (red. LS Clemens Kurzidem)
4. Es ist nicht zu beanstanden, wenn die im Rahmen der Verlustfeststellung angestrengten 
Ermessenserwägungen bei einem tschechischen Staatsangehörigen davon ausgehen, dass - wenn seine 
Verlobte ebenfalls die tschechische Staatsangehörigkeit besitzt - eine gemeinsame Wohnsitznahme in 
Tschechien zumutbar ist. (Rn. 18) (red. LS Clemens Kurzidem)
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Tenor

I. Die Klage wird abgewiesen. 

II. Der Kläger hat die Kosten des Verfahrens zu tragen. 

III. Das Urteil ist wegen der Kosten vorläufig vollstreckbar. Der Kläger kann die Vollstreckung durch 
Sicherheitsleistung in Höhe des zu vollstreckenden Betrages abwenden, wenn nicht die Beklagte vorher in 
gleicher Höhe Sicherheit leistet.  

Tatbestand

1



Der Kläger ist tschechischer Staatsangehöriger. Er lebt nach eigenen Angaben seit 2012 in Deutschland.

2
Der Kläger ist in Deutschland strafrechtlich in Erscheinung getreten; zuletzt wurde er mit Urteil des 
Landgerichts Aschaffenburg vom 8. Mai 2019, rechtskräftig seit 1. Juli 2019, wegen unerlaubten 
Handeltreibens mit Betäubungsmitteln in nicht geringer Menge zu einer Freiheitsstrafe von sechs Jahren 
und vier Monaten verurteilt. Seine Unterbringung in einer Entziehungsanstalt wurde angeordnet.
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Mit Schreiben der Beklagten vom 26. August 2019 wurde der Kläger zu einer beabsichtigten Feststellung 
des Freizügigkeitsverlusts angehört.

4
Mit Bescheid vom 13. Februar 2020 stellt die Beklagte den Freizügigkeitsverlust für den Kläger fest (Ziffer 
1). Der Freizügigkeitsverlust wurde auf einen Zeitraum von vier Jahren ab dem Tag der Ausreise bzw. 
Abschiebung aus dem Bundesgebiet befristet (Ziffer 2). Die Abschiebung aus der Haft wurde angedroht 
(Ziffer 3). Für den Fall, dass die Abschiebung aus der Haft nicht möglich ist, wurde der Kläger aufgefordert, 
die Bundesrepublik Deutschland innerhalb eines Monats nach Haftentlassung zu verlassen. Andernfalls 
werde die Abschiebung nach Tschechien angedroht (Ziffer 4).

5
In den Gründen wurde insbesondere ausgeführt, die Feststellung des Nichtbestehens bzw. des Verlusts des 
Rechts auf Einreise und Aufenthalt im Bundesgebiet erfolge auf der Grundlage des § 6 Abs. 1 FreizügG/EU. 
Die Feststellung habe einen spezialpräventiven Zweck inne, da von einer Wiederholungsgefahr 
ausgegangen werden könne. Insofern sei die Rechtsprechung zum Ausweisungsrecht analog auf das 
Freizügigkeitsgesetz anzuwenden. Der Kläger sei schon sehr früh drogenabhängig gewesen und aus dieser 
Abhängigkeit resultiere u.a. die Straffälligkeit im Bundesgebiet. Da derzeit keine positive Prognose zur 
Drogenfreiheit nach Haft und Suchttherapie vorliege, müsse von einer hohen Wiederholungsgefahr und der 
Begehung weiterer Straftaten ausgegangen werden. Ein Bleibeinteresse bestehe nicht. Ein Nachweis über 
eine angebliche Verlobung mit einer tschechischen Staatsangehörigen liege nicht vor. Das Paar habe 
während des gesamten Aufenthalts in Aschaffenburg nie einen gemeinsamen Wohnsitz gehabt. Dieser 
könne jedoch auch in Tschechien genommen werden. Es sei keine Integrationsleistung des Klägers zu 
sehen; er lerne erst seit kurzem im Rahmen seines Aufenthalts in einer Therapieanstalt die deutsche 
Sprache. Einer regelmäßigen Beschäftigung sei der Kläger in Deutschland nicht nachgegangen. Durch die 
Verstöße gegen das BtMG störe der Kläger die öffentliche Sicherheit und Ordnung in einem erheblichen 
Maße, weshalb die Verurteilung zu einer Freiheitsstrafe von sechs Jahren und vier Monaten erfolgt sei. Eine 
Wiederholungsgefahr sei gegeben, da der Kläger selbst drogenabhängig sei. Das öffentliche Interesse an 
der Fernhaltung des Klägers aus dem Bundesgebiet überwiege sein Bleibeinteresse. Das Einreise- und 
Aufenthaltsverbot beruhe auf § 6 Abs. 1 und § 7 Abs. 2 Satz 1 FreizügG/EU. Bei der Länge der Befristung 
sei zum einen die Wiederholungsgefahr berücksichtigt worden, andererseits das junge Alter des Klägers. 
Sofern sich die Beziehung zwischen dem Kläger und seiner Lebensgefährtin verfestige und eine Ehe 
begründet werde, könne die Frist auf Antrag verkürzt werden. Auf den Inhalt des Bescheides im Übrigen 
wird Bezug genommen; dieser wurde dem Kläger laut Postzustellungsurkunde am 21. Februar 2020 
zugestellt.
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Gegen den genannten Bescheid erhob der Kläger mit Schreiben vom 26. Februar 2020, bei Gericht 
eingegangen am 28. Februar 2020, Klage und beantragte,

den Bescheid der Beklagten vom 13. Februar 2020 aufzuheben.
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Zur Begründung ließ er insbesondere vortragen, § 6 Abs. 1 bis 3 FreizügG/ EU lasse nur unter strengen 
Voraussetzungen die Ausweisung von Unionsbürgern zu. Der Verlust des Freizügigkeitsrechts sei nur aus 
Gründen der öffentlichen Ordnung, Sicherheit oder Gesundheit zulässig. Die Tatsache einer strafrechtlichen 
Verurteilung für sich allein könne den Verlust der Freizügigkeit nicht rechtfertigen. Vielmehr dürfe diese 
ausschließlich auf das persönliche Verhalten des Unionsbürgers gestützt werden. Der Kläger sei zum 
Zeitpunkt der Tatbegehung selbst massiv drogenabhängig gewesen. Im Hinblick auf die 
Drogenabhängigkeit, die nun im Rahmen der Therapie behandelt werde, sei sehr wohl eine positive 



Prognose zur Drogenfreiheit nach der Haft und Suchttherapie anzunehmen, was durch die neuesten 
Stellungnahmen des Bezirks Unterfranken bestätigt werde. Der Kläger befinde sich seit dem 6. September 
2019 in der Maßregeltherapie nach § 64 StGB. Auf Grund seines guten Verhaltens und der glaubhaften 
Distanzierung von Drogenkonsum, wobei keine Suchtmittelrückfälle nachgewiesen werden konnten, sei 
dem Kläger bereits die Lockerungsstufe A1 gewährt worden. Eine positive Prognose der behandelnden 
Klinik liege vor. Für den Kläger ergebe sich das erste Mal die Möglichkeit, sich mit seiner Sucht 
auseinanderzusetzen. Es sei auch seine Verantwortung gegenüber seinem Stiefsohn und seiner Verlobten 
zu berücksichtigen. Insoweit habe sich die Beklagte nicht ausreichend mit der persönlichen Situation des 
Klägers befasst. Nach der Rechtsprechung des BayVGH sei die erfolgreiche Absolvierung einer Therapie 
die zwingende Voraussetzung für ein Entfallen der Wiederholungsgefahr. Diese Möglichkeit werde dem 
Kläger durch den angefochtenen Bescheid abgeschnitten; dieser sei „verfrüht“. Seit April 2020 erhalte der 
Kläger allein Geländeausgang, befristet bis 90 Minuten. Am 2. Juni 2020 habe sogar ein Stadtausgang 
alleine erfolgen können, befristet auf vier Stunden, und im Rahmen der Lockerungsstufe C1. Darüber 
hinaus sei der Kläger bereits seit 19. Juni 2017 mit J. M. verlobt. Sie habe einen 12-jährigen Sohn, der den 
Kläger als seinen Stiefvater ansehe und zu seinem leiblichen Vater keinerlei Kontakt habe. Er besuche in 
Aschaffenburg die Förderschule und sei integriert in Deutschland, wodurch die Verlobte selbst durch ihre 
eigene Lebenssituation und der ihres Sohnes an Deutschland gebunden sei. Eine gemeinsame Wohnung 
sei im Hinblick darauf, dass der Kläger starker Raucher sei und die Verlobte an Asthma bronchiale leide, nie 
bewohnt worden. Der Kläger habe keinerlei Kontakt zu seiner Familie in Tschechien. Im Hinblick auf die 
Ausbildung des Klägers, die im Hauptschulabschluss bestanden habe, habe er keine große Möglichkeit 
gehabt, andere Arbeiten aufzunehmen. Er sei aber darum bemüht, seine sprachlichen Fähigkeiten zu 
verbessern und damit seine Chancen auf dem Arbeitsmarkt zu steigern. Deshalb könne in Zukunft von einer 
soliden finanziellen Situation ausgegangen werden. Der Kläger wünsche im Rahmen seiner Therapie eine 
Tätigkeit aufzunehmen, was durch die Beklagte abgelehnt worden sei. Der Bescheid sei damit rechtswidrig.
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Die Beklagte beantragte,

die Klage abzuweisen.
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Zur Begründung wurde im Wesentlichen auf den angefochtenen Bescheid verwiesen. Von einem 
erfolgreichen Abschluss einer Drogentherapie könne erst gesprochen werden, wenn deren Erfolg in Form 
eines drogen- und straffreien Verhaltens längere Zeit nach Therapie- bzw. Strafende glaubhaft gemacht 
werde. Die Ausländerbehörde sei nicht verpflichtet, den Verlauf einer begonnenen Therapie abzuwarten, 
bevor sie über eine Verlustfeststellung entscheide. Da sich der Kläger aktuell in der geschützten Umgebung 
des Maßregelvollzugs befinde, sei sein derzeit gezeigtes Problembewusstsein sowie seine Motivation, die 
Drogensucht zu überwinden, wenig aussagekräftig. Prognostisch negativ falle ins Gewicht, dass der Kläger 
keine abgeschlossene Berufsausbildung vorweisen könne.
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Wegen der weiteren Einzelheiten des Sachverhalts und des Vorbringens der Beteiligten wird auf den 
Akteninhalt und die beigezogene Behördenakte Bezug genommen. Wegen des Verlaufs der mündlichen 
Verhandlung wird auf das Protokoll vom 16. November 2020 verwiesen.

Entscheidungsgründe

11
Die zulässige Klage ist unbegründet.
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Der Bescheid der Beklagten vom 13. Februar 2020 ist rechtmäßig und verletzt den Kläger nicht in seinen 
Rechten (§ 113 Abs. 1 Satz 1 VwGO).
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Rechtsgrundlage der angefochtenen Verlustfeststellung ist § 6 Abs. 1 FreizgG/EU. Nach dieser Vorschrift 
kann der Verlust des Rechts nach § 2 Abs. 1 unbeschadet des § 2 Abs. 7 und des § 5 Abs. 4 nur aus 
Gründen der öffentlichen Ordnung, Sicherheit oder Gesundheit festgestellt werden. Gemäß § 6 Abs. 2 Satz 
1 FreizügG/EU genügt die Tatsache einer strafrechtlichen Verurteilung für sich alleine nicht, um die 



Verlustfeststellung zu begründen. Es dürfen nach § 6 Abs. 2 Satz 2 FreizügG/EU nur im 
Bundeszentralregister nicht getilgte strafrechtliche Verurteilungen und diese nur insoweit berücksichtigt 
werden, als die ihnen zugrundeliegenden Umstände ein persönliches Verhalten erkennen lassen, das eine 
gegenwärtige Gefährdung der öffentlichen Ordnung darstellt. Es muss gemäß § 6 Abs. 2 Satz 3 
FreizügG/EU eine tatsächliche und hinreichend schwere Gefährdung vorliegen, die ein Grundinteresse der 
Gesellschaft berührt. Bei der Entscheidung über die Verlustfeststellung sind gemäß § 6 Abs. 3 FreizügG/EU 
insbesondere die Dauer des Aufenthalts des Betroffenen in Deutschland, sein Alter, sein 
Gesundheitszustand, seine familiäre und wirtschaftliche Lage, seine soziale und kulturelle Integration in 
Deutschland und das Ausmaß seiner Bindungen zum Herkunftsstaat zu berücksichtigen.
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Bei der Prüfung, ob im Sinne des § 6 Abs. 2 Satz 2 FreizügG/EU eine gegenwärtige Gefährdung der 
öffentlichen Ordnung durch ein persönliches Verhalten des Betroffenen zu erkennen ist, haben 
Ausländerbehörden und Verwaltungsgerichte eine eigenständige Prognose zur Wiederholungsgefahr zu 
treffen. Bei der Prognose, ob eine Wiederholung vergleichbarer Straftaten mit hinreichender 
Wahrscheinlichkeit droht, sind die besonderen Umstände des Einzelfalls zu berücksichtigen, insbesondere 
die Höhe der verhängten Strafe, die Schwere der konkreten Straftat, die Umstände ihrer Begehung, das 
Gewicht des bei einem Rückfall bedrohten Rechtsguts sowie die Persönlichkeit des Täters und seine 
Entwicklung und Lebensumstände bis zum maßgeblichen Entscheidungszeitpunkt. An die 
Wahrscheinlichkeit des Schadenseintritts sind bei dieser Prognose umso geringere Anforderungen zu 
stellen, je größer und folgenschwerer der möglicherweise eintretende Schaden ist. Auch das Gewicht des 
bedrohten Rechtsguts ist dabei zu berücksichtigen; an die nach dem Ausmaß des möglichen Schadens 
differenzierende hinreichende Wahrscheinlichkeit dürfen andererseits keine zu geringen Anforderungen 
gestellt werden (BayVGH, B.v. 8.4.2019 - 10 ZB 18.2284 m.w.N.). Gerade bei Straftaten, die auf einer 
Suchterkrankung des Ausländers beruhen, kann nach der ständigen Rechtsprechung des Bayer. 
Verwaltungsgerichtshofs von einem Wegfall der für die Ausweisung - und damit auch für die 
Verlustfeststellung - erforderlichen Wiederholungsgefahr nicht ausgegangen werden, solange der Ausländer 
nicht eine Drogentherapie erfolgreich abgeschlossen hat und die damit verbundene Erwartung eines künftig 
drogen- und straffreien Verhaltens auch nach Therapieende glaubhaft gemacht hat. Denn solange sich der 
Ausländer nicht außerhalb des Straf- und Maßregelvollzugs bewährt hat, kann nicht mit der notwendigen 
Sicherheit auf einen dauerhaften Einstellungswandel und eine innerlich gefestigte Verhaltensänderung 
geschlossen werden, die ein Entfallen der Wiederholungsgefahr rechtfertigen würde (BayVGH, B.v. 
8.4.2019 - 10 ZB 18.2284 m.w.N.).
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Gemessen an diesen Vorgaben ist nach Überzeugung der Kammer von einer Wiederholungsgefahr 
auszugehen. Die betroffenen Schutzgüter, denen durch das Verhalten des Klägers eine Beeinträchtigung 
droht, sind unter anderem das Leben und die körperliche Unversehrtheit, also Schutzgüter von besonderem 
Gewicht. Der illegale Drogenhandel gehört gemäß Art. 83 Abs. 1 AEUV zu den dort definierten Bereichen 
besonders schwerer Kriminalität, die aufgrund der Art oder der Auswirkungen der Straftaten oder aufgrund 
einer besonderen Notwendigkeit, sie auf einer gemeinsamen Grundlage zu bekämpfen, eine 
grenzüberschreitende Dimension haben. Zu berücksichtigen ist insbesondere, dass der Kläger über einen 
längeren Zeitraum im organisatorischen Zusammenwirken mit zwei anderen Personen mit großen Mengen 
an Betäubungsmitteln gehandelt hat - wobei das Maß der nicht geringen Menge um das 208fache 
überschritten war. Dabei hat der Kläger auch teilweise mit ein höheres Gefährdungspotential aufweisenden 
Betäubungsmitteln wie Kokain Handel betrieben. Nach den Feststellungen im Strafurteil geschah dies 
(auch) zur Finanzierung der eigenen Drogensucht. Dabei konsumierte Kläger zuletzt Kokain in einem 
Umfang von 2 g pro Tag in Form von vier Injektionen, war also massiv drogenabhängig; der Drogenkonsum 
begann bereits im Alter von 17 Jahren. Der Kläger ist zudem (in geringem Maße) einschlägig vorbestraft.
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Zwar verkennt die Kammer demgegenüber nicht die positive Entwicklung, die der Kläger im 
Maßregelvollzug genommen hat. Aus der gutachterlichen Stellungnahme des Krankenhauses für 
Psychiatrie-, Psychotherapie und Psychosomatische Medizin Lohr a.M. vom 22. Juni 2020 ergibt sich, dass 
dem Kläger aufgrund seines guten Verhaltens und der glaubhaften Distanzierung vom Drogenkonsum die 
Lockerungsstufe C1 gewährt werden konnte; nach seinen eigenen Angaben in der mündlichen Verhandlung 
befindet er sich mittlerweile in der Lockerungsstufe D1 und geht einer Berufstätigkeit bei McDonald’s nach. 



In der zusammenfassenden Beurteilung der genannten Stellungnahme wird der bisherige 
Behandlungsverlauf des Klägers als sehr zufriedenstellend bewertet, wobei es zu keinen nachweisbaren 
Suchtmittelrückfällen gekommen ist. Gleichwohl wird ausgeführt, dass der Kläger trotz seiner 
Änderungsmotivation und der glaubhaften Distanzierung vom Konsum illegaler Substanzen zum jetzigen 
Zeitpunkt noch nicht über ausreichend erprobte Rückfallpräventionsstrategien verfügt, die schon jetzt eine 
gute Legalprognose rechtfertigen würden. Außerhalb der strukturierenden Bedingungen des 
Maßregelvollzugs seien daher Suchtmittelrückfälle noch nicht mit ausreichender Sicherheit auszuschließen. 
Angesichts der Suchtbiographie des Patienten könnte es zu einer Reaktualisierung früherer Konsummuster 
führen. In diesem Fall wären erneute Straftaten zumindest nach dem Anlassdelikt zu erwarten. 
Abschließend wird daher empfohlen, die Fortdauer der Maßregel anzuordnen, um die bisher erworbenen 
Rückfallpräventionsstrategien in höheren Freiheitsgraden zu erproben und zu festigen.
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Gerade diese Ausführungen belegen, dass nach wie vor von einer Wiederholungsgefahr auszugehen ist. Es 
ist konkret zu befürchten, dass der Kläger nach Entlassung aus dem Maßregelvollzug wieder in alte 
Verhaltensmuster fällt und dann wiederum Drogenstraftaten begeht. Von einer dauerhaften Festigung 
seines Verhaltens kann jedenfalls derzeit noch nicht gesprochen werden. Die vom Kläger ausgeübte 
Beschäftigung und insbesondere die Beziehung/Verlobung mit Frau N. und das Verhältnis zu deren Sohn 
können zu keiner anderen Beurteilung führen. Denn in diesem Zusammenhang ist zu beachten, dass der 
Kläger nach seinen eigenen Angaben bereits seit Juni 2017 mit Frau N. verlobt ist und deren Sohn seit 
dessen Geburt kennt. Die Beziehung bestand - die Angaben des Klägers als wahr unterstellt - schon zum 
Zeitpunkt der Begehung der maßgeblichen Drogenstraftaten, führte aber gleichwohl nicht dazu, dass der 
Kläger von diesen Abstand genommen hat. Es kann daher nicht davon ausgegangen werden, dass auf 
Grund dieser Beziehung ein ausreichend stabiles soziales Umfeld vorliegt, das weitere Drogenstraftaten 
des Klägers ausschließen würde. Es liegt daher nach wie vor in der Person des Klägers eine tatsächlich 
und hinreichend schwere Gefährdung vor, die ein Grundinteresse der Gesellschaft berührt. Das verhängte 
Strafmaß von sechs Jahren und vier Monaten bewegt sich in einem Bereich, der sogar zwingende Gründe 
der öffentlichen Sicherheit im Sinne des § 6 Abs. 5 FreizügG/EU darstellen kann.
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Liegen die Tatbestandsvoraussetzungen einer Verlustfeststellung vor, bedarf es für deren Erlass stets einer 
behördliche Ermessensentscheidung, bei der das Interesse des Betroffenen an seinem Verbleib im 
Bundesgebiet den die Verlustfeststellung tragenden Gründen gegenüber zu stellen ist. Für die Prüfung des 
individuellen Einzelfalls enthält § 6 Abs. 3 FreizügG/EU einen - nicht abschließenden - Katalog 
verschiedener in die Entscheidung einzustellender Belange. Zu berücksichtigen sind demnach die Dauer 
des Aufenthalts des Betroffenen in Deutschland, sein Alter, sein Gesundheitszustand, seine familiäre und 
wirtschaftliche Lage, seine soziale und kulturelle Integration in Deutschland und das Ausmaß seiner 
Bindungen zu seinem Herkunftsstaat. Darüber hinaus bietet die vorzunehmende Ermessensentscheidung 
auch Raum für die Berücksichtigung der Schutzwirkungen des Art. 6 GG sowie des Art. 8 EMRK (BeckOK, 
AuslR/Kurzidem, FreizügG/EU, § 6 Rn. 33). Diesen Vorgaben genügt die von der Beklagten getroffene 
Entscheidung. In den Vordergrund stellt die Beklagte die Straffälligkeit des Klägers, auch im 
Zusammenhang mit Dauer und Umfang der Drogenabhängigkeit im Hinblick auf das Alter des Klägers. Die 
in der mündlichen Verhandlung dargestellte positive Entwicklung (Lockerungsstufe D1, Beschäftigung beim 
McDonalds) wurde von der Beklagtenseite nachträglich berücksichtigt. Gleichwohl ist nicht zu beanstanden, 
dass im angefochtenen Bescheid die erheblichen Verstöße des Klägers gegen die öffentliche Sicherheit und 
Ordnung berücksichtigt wurden, sowie die Tatsache, dass er über einen Schulabschluss verfügt; auch kann 
er keine nennenswerten Integrationsleistungen vorweisen, insbesondere, da er erst seit kurzem Deutsch 
lernt. Nicht als ermessensfehlerhaft zu erachten ist weiterhin die Beurteilung der familiären Situation des 
Klägers. Denn die Ermessenserwägungen gehen davon aus, dass, selbst wenn die Verlobung vorliegt - 
woran die Beklagte Zweifel hat -, es dem Kläger sowie seiner Verlobten und deren Sohn angesichts der 
Tatsache, dass diese ebenfalls tschechische Staatsangehörige sind, zumutbar ist, gemeinsam ihren 
Wohnsitz in Tschechien zu nehmen. Der klägerische Vortrag, der Sohn der Verlobten besuche in 
Aschaffenburg eine Förderschule, so dass der Lebensmittelpunkt nicht in Tschechien gewählt werden 
könne, führt zu einem anderen Ergebnis. Denn besondere Umstände, die einen Schulwechsel ausschließen 
würden, sind weder vorgetragen noch sonst ersichtlich. Die Ermessensentscheidung der Beklagten ist somit 
nicht zu beanstanden; Ziffer 1 des angefochtenen Bescheides ist rechtmäßig.
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Auch die Befristung des Einreise- und Aufenthaltsverbots nach § 7 Abs. 2 Satz 1 FreizügG/EU auf vier 
Jahre ist nicht zu beanstanden. Nach dieser Vorschrift dürfen Unionsbürger, die ihr Freizügigkeitsrecht nach 
§ 6 Abs. 1 verloren haben, nicht erneut in das Bundesgebiet einreisen und sich darin aufhalten. Das Verbot 
ist gemäß § 7 Abs. 2 Satz 5 FreizügG/EU von Amts wegen zu befristen. Die Frist ist unter Berücksichtigung 
der Umstände des Einzelfalls festzusetzen und darf fünf Jahre nur in den Fällen des § 6 Abs. 1 
überschreiten (§ 7 Abs. 2 Satz 6 FreizügG/EU).
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Die von der Beklagten getroffene Befristungsentscheidung ist nicht zu beanstanden. Die Beklagte hat diese 
unter Berücksichtigung der Umstände des Einzelfalls festgesetzt und bei seiner Ausübung weder die 
gesetzlichen Grenzen des Ermessens überschritten noch von dem Ermessen in einer dem Zweck der 
Ermächtigung nicht entsprechenden Weise Gebrauch gemacht (vgl. § 114 Satz 1 VwGO). Die Beklagte hat 
insbesondere die Schwere der Straftaten sowie die in der Person des Klägers liegende 
Wiederholungsgefahr aufgrund der noch nicht abgeschlossenen Drogentherapie, andererseits aber auch 
die Beziehung zu Frau N. berücksichtigt. Insbesondere wurde dargelegt, dass im Falle der Verfestigung der 
Beziehung bzw. im Fall der Eheschließung die Frist auch noch verkürzt werden könne. Die für die 
Ausübung des Ermessens wesentlichen Gesichtspunkte wurden damit berücksichtigt und angemessen 
gewichtet.

21
Die Abschiebungsandrohung aus der Haft (Ziffer 3) sowie die Abschiebungsandrohung für den Fall der 
Entlassung aus der Haft sowie die Ausreisefrist (§ 7 Abs. 1 Sätze 2 und 3 FreizügG/EU) sind rechtlich nicht 
zu beanstanden.

22
Die Klage war daher abzuweisen.

23
Die Kostenentscheidung folgt aus § 154 Abs. 1 VwGO; die Entscheidung über die vorläufige 
Vollstreckbarkeit der Kostenentscheidung beruht auf § 167 VwGO i.V.m. § 708 Nr. 11, § 711 ZPO.


